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Der Rechtsanwalt als
Organ der Rechtspflege �
eine Spurensuche
Wie die �Organformel� in den § 1 BRAO gelangte �
und wie sie missbräuchlich genutzt werden kann*

Prof. Dr. Matthias Kilian, Köln

Die Freiheit und Unabhängigkeit der Anwaltschaft und die
anwaltliche Selbstverwaltung haben im 19. Jahrhundert die
Anwaltvereine mühsam erkämpft. Zum �Organ der Rechts-
pflege� wurden die Anwältinnen und Anwälte endgültig erst
1959 mit der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) gemacht.
Wo die Gefahren der Organformel liegen, zeigt der Autor.

I. Einleitung

Die �Organformel�, durch die der Gesetzgeber den Rechts-
anwalt seit Inkrafttreten der BRAO im Jahr 1959 an promi-
nenter Stelle in § 1 BRAO als �Organ der Rechtspflege� be-
zeichnet, hat aktuell wieder Konjunktur: Steuerberaterinnen
und Steuerberater sollen mit Inkrafttreten des �Jahressteuer-
gesetzes 2019�1 kraft Gesetzes2 zu �Organen der Steuerrechts-
pflege� werden � laut Bundesfinanzminister Scholz kommt
die entsprechende Neufassung des § 32 Abs. 2 StBerG einem
�Ritterschlag� gleich, mit dem die Steuerberaterinnen und
Steuerberater mit den Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-
ten �gleichziehen sollen�3. Die Angehörigen der Anwaltschaft,
insbesondere jene, die im Straf- oder Asylrecht tätig sind, wer-
den das Bild des Ritterschlags aktuell wohl eher kritisch hin-
terfragen. Anwürfe aus der Politik, dass im Asylrecht tätige
Rechtsanwälte, die Rechtsschutzmöglichkeiten zu Gunsten
ihrer Mandanten ausschöpfen, Angehörige einer �Anti-Ab-
schiebeindustrie� und �Abschiebe-Saboteure� seien4, oder die
jüngst artikulierte Furcht, dass Rechtsanwälte, die in Folge ei-
ner Reform der notwendigen Verteidigung künftig bereits
früher als in der Vergangenheit einer Straftat Verdächtigten
anwaltlichen Beistand leisten, die Arbeit von Polizei und Jus-
tiz gefährden5, spiegeln ein Verständnis der Organformel,
das den Rechtsanwalt nicht als Interessenvertreter seines
Mandanten, sondern als verlängerten Arm des Staates be-
greift. Diese aktuellen Befunde geben Anlass, sich über die
historischen Wurzeln und die Entwicklung der Formel des
Rechtsanwalts als Organ der Rechtspflege rückzuversichern.

II. Frühgeschichte der Organformel

Die historischen Wurzeln der �Organformel� reichen weit zu-
rück. Im 1833 erschienenen Lehrbuch des gemeinen Krimi-
nalprozesses des deutschen Strafrechtlers Julius Friedrich
Heinrich Abegg findet sich die Begrifflichkeit des Rechts-
anwalts als ein �Organ der Gerechtigkeitspflege�.6 Erstmals
als �Organ der Rechtspflege� erwähnt wird der Rechtsanwalt
in den stenografischen Berichten zum Entwurf der Rechts-

anwaltsordnung 1878. Seinerzeit wurde er freilich nur für
den Anwaltsprozess als �unentbehrliches Organ der Rechts-
pflege� bezeichnet.7 Eingang in die Rechtsanwaltsordnung
vom 1. Juli 1878 selbst fand der Begriff aber nicht. Die ehren-
gerichtliche Rechtsprechung griff ihn allerdings bereits 1883
in einer Entscheidung auf, die eine durch einen Rechtsanwalt
an einen Richter gerichtete Aufforderung zum Duell wegen
einer sitzungspolizeilichen Maßnahme des Richters zum Ge-
genstand hatte.8 Sie war der Beginn einer Kette von Judika-
ten9, in denen der Begriff des Organs der Rechtspflege for-
melhaft verwendet wurde, um die Annahme einer Verletzung
der inhaltlich nicht näher konkretisierten Berufspflicht zur
�Gewissenhaftigkeit� aus § 28 RAO bei der Berufsausübung
gleichsam apodiktisch zu stützen.

Erstmals breitere öffentliche Wahrnehmung erfuhr der
Begriff durch eine Entscheidung des Reichsgerichts aus dem
Jahr 192610, in der sich das Gericht mit einem Ausschluss ei-
nes Strafverteidigers zu befassen hatte.11 In dieser Entschei-
dung wurde auf die Verpflichtungen des Rechtsanwalts als
Organ der Rechtspflege hingewiesen. Das Reichsgericht prä-
zisierte den Begriff dahingehend, �dass der Verteidiger neben
dem Gericht und der Staatsanwaltschaft ein gleichberechtig-
tes Organ der Rechtspflege ist�. Diese Beschreibung diente
freilich nicht dazu, dem Rechtsanwalt besondere Rechte zu-
zubilligen, sondern ihn in besonderem Maße in die Pflicht
zu nehmen. Sie führte zu einer ersten großen Kontroverse
über die Bedeutung der Organstellung des Rechtsanwalts.12

Eingang in ein Berufsgesetz der Anwaltschaft13 fand die
Organstellung im Jahr 1949, als § 1 Rechtsanwaltsordnung
der britischen Zone in Kraft trat14: �Die Rechtsanwaltschaft
ist ein Organ der Rechtspflege. Sie ist ein freier Beruf und
kein Gewerbe.� Zeitbedingt finden sich keine Materialien zur
Normsetzung, sodass die Gründe für die Gesetz gewordene
Fassung des § 1 unbekannt sind � wie auch unaufklärbar
bleibt, warum der Bezugspunkt der Organstellung nicht, wie
in der vorangegangenen Rechtsprechung des Ehrengerichts-
hofs und des Reichsgerichts, der einzelne Anwalt, sondern
die Anwaltschaft als solche ist.
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10 RG JW 1926, 2756, 2757.
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12 Näher zur RG-Judikatur Kilian, DStR-Beih 2019, 38, 40.

13 Zur Verwendung der Organformel im Standesrecht der NS-Zeit Kilian, DStR-Beih 2019,
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14 Dokumentiert und erläutert bei Cüppers, Rechtsanwaltsordnung für die britische Zone,
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III. Entstehungsgeschichte des § 1 BRAO

1. Vorentwürfe

1949 begannen erste Arbeiten an der Schaffung eines moder-
nen Berufsrechts der Anwaltschaft, das in Form einer Bun-
desrechtsanwaltsordnung zum Teil die neu in einigen Besat-
zungszonen geschaffenen Berufsgesetze, zum Teil die in an-
deren Besatzungszonen fortgeltende Rechtsanwaltsordnung
von 1878 ablösen sollte. Im Zuge der zehnjährigen Entste-
hungsgeschichte des Berufsgesetzes der Anwaltschaft, das
schließlich erst 1959 in Kraft trat, wurden zahlreiche Entwürfe
verfasst.15

Der früheste Entwurf einer Bundesrechtsanwaltsordnung
stammt aus dem Jahr 1949 und wurde von der Rechtsanwalts-
kammer München den anderen westdeutschen Rechts-
anwaltskammern als Diskussionsgrundlage für die Arbeits-
gemeinschaft der Rechtsanwaltskammern � dem Vorläufer
der heutigen BRAK � übermittelt.16 In diesem Entwurf wurde
§ 1 wörtlich aus der RAObritZ übernommen und lautete
ebenso wie dort:17

�Die Rechtsanwaltschaft ist ein Organ der Rechtspflege. Sie
ist ein freier Beruf und kein Gewerbe.�
In dem sodann 1950 vorgelegten Entwurf einer Kommis-

sion der Arbeitsgemeinschaft der Rechtsanwaltskammern
hieß es hingegen:18

�Der Rechtsanwalt ist ein unabhängiges Organ der Rechts-
pflege. Er übt einen freien Beruf aus; er betreibt kein Ge-
werbe.�
Die Neujustierung des Bezugspunktes der Organstellung

war hierbei offensichtlich nicht konzeptioneller oder berufs-
politischer Natur. Vielmehr war aufgefallen, dass die zuvor ver-
wendete Formulierung grammatikalisch falsch war, da die in
§ 1 S. 2 RAObritZ in Bezug genommene Rechtsanwaltschaft
als Institution kein freier Beruf sein kann.19 Ebenso gut wäre
es denkbar gewesen, es bei dem bisherigen Bezugspunkt zu
belassen und stattdessen in S. 2 zu formulieren, dass die Ange-
hörigen der Rechtsanwaltschaft einen freien Beruf und kein
Gewerbe ausüben (eine Formulierung, die die RAK Celle als
Kammer aus der britischen Besatzungszone dann auch sinn-
gemäß vorschlug20). Die Gründe für die gewählte Neuformulie-
rung sind nicht überliefert. Die vorgeschlagene Zuschreibung
der Organstellung durch das künftige Berufsgesetz blieb in
den Beratungen nicht ohne Widerspruch. Insbesondere die
Rechtsanwaltskammer Nordbaden setzte sich vehement gegen
den Vorschlag zur Wehr und unterbreitete einen Gegenvor-
schlag, in dem von der Bezeichnung der Rechtsanwaltschaft
als Organ der Rechtspflege bewusst abgesehen wurde, um die
unabhängige Stellung des Anwalts zu betonen. Mit anwalt-
licher Unabhängigkeit sei eine Rolle als Organ der Rechtspfle-
ge nicht vereinbar.21 Die vorgebrachten Bedenken überzeugten
die Mehrheit der Kommissionsmitglieder nicht, wenngleich
nunmehr erstmals � möglicherweise im Sinne eines Kompro-
misses � von einem �unabhängigen Organ der Rechtspflege�
die Rede war. . Der schließlich der Bundesregierung übermit-
telte Vorschlag eines Entwurfs einer Bundesrechtsanwaltsord-
nung enthielt als § 1 Abs. 1 BRAO-E die exakte Formulierung
des heutigen § 1 BRAO.

2. Regierungsentwürfe

Der erste Regierungsentwurf einer Bundesrechtsanwaltsord-
nung wurde 1952 vorgelegt.22 Er verzichtete entgegen aller
Vorentwürfe aus der Anwaltschaft auf die �Organformel�.23

Der die Stellung des Rechtsanwalt beschreibende § 1 BRAO
lautete in diesem Entwurf:
�Die Rechtsanwaltschaft ist berufen, in der Rechtspflege
mitzuwirken.�
Der Begriff des Organs der Rechtspflege fand sich aller-

dings in der Begründung, wenngleich in Entsprechung der
Formulierung des § 1 des Regierungsentwurfs Bezugspunkt
der Organstellung nun wieder die Rechtsanwaltschaft und
nicht der einzelne Rechtsanwalt war. Die Gesetzesbegrün-
dung formulierte: �Mit der Aufgabe, das Recht zu pflegen,
tritt die Rechtsanwaltschaft an die Stelle der Gerichte und
der Staatsanwaltschaften. Deshalb bezeichnet es § 1 als Auf-
gabe der Rechtsanwaltschaft, an der Rechtspflege mitzuwir-
ken. Diese Stellung innerhalb der Rechtspflege verpflichtet
den einzelnen Rechtsanwalt, bei der Ausübung des Berufs
auf sie Bedacht zu nehmen.�24

Bei Beratungen des Bundesrates zum Entwurf wurde in-
tensiver diskutiert, ob nicht, entsprechend der von der An-
waltschaft zuvor erarbeiteten Entwürfe, die Organstellung
auch im Gesetzeswortlaut Niederschlag finden sollte.25 Dieser
Vorschlag wurde mehrheitlich abgelehnt, da eine entspre-
chende Beschreibung der Stellung des Rechtsanwalts für
nicht zeitgemäß erachtet wurde: Die Bezeichnung als Organ
werde dem juristischen Gehalt des Organbegriffs nicht ge-
recht und die Bezeichnung brächte eine zu starke Abhängig-
keit der Anwaltschaft vom Staat mit sich.26 Zu einer Ver-
abschiedung des Entwurfs durch den Bundestag kam es auf-
grund vordringlicher Gesetzgebungsaufgaben in der ersten
Legislaturperiode jedoch nicht.

In der nachfolgenden Legislaturperiode wurde 1954 er-
neut ein Regierungsentwurf zur Bundesrechtsanwaltsord-
nung diskutiert27, dessen § 1 zunächst aus dem der Diskonti-
nuität zum Opfer gefallenen früheren Regierungsentwurf un-
verändert übernommen worden war. In den Beratungen des
Rechtsausschusses wurde, um zu verdeutlichen, dass die
Rechtsanwaltschaft ebenso wie die Gerichte ein Teil der recht-
sprechenden Gewalt sei28, neu formuliert:
�Die Rechtsanwaltschaft ist ein unabhängiges Organ der
Rechtspflege und als solches berufen an ihr mitzuwirken.�
Auch dieser ausführlich beratene Entwurf wurde letztlich

nicht Gesetz.
Der in der nachfolgenden Legislaturperiode beratene drit-

te Regierungsentwurf aus dem Jahr 195729 hielt an der Organ-
formel und dem gewählten Bezugspunkt � der Rechtsanwalt-
schaft � zunächst fest. Ob die Organformel überhaupt Ein-
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15 Ausführlich zur Genese Busse, Deutsche Anwälte: Geschichte der deutschen Anwalt-
schaft 1945–2009, Bonn 2010, S. 202ff.
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und Entstehung, Frankfurt 2012, S.109 f.

17 Kunze, Der Rechtsanwalt als unabhängiges Organ der Rechtspflege: Eine rechtshistori-
sche und rechtsdogmatische Untersuchung, Bonn 2018, S. 79.

18 Abgedruckt bei Krusche, aaO, S. 256.

19 Kunze, aaO, S. 79f.

20 Die Begründung der RAK Celle lautete, dass nicht der einzelne Anwalt, sondern die An-
waltschaft als Ganzes das Organ sei und dass das Wort „unabhängig“ entbehrlich sei, da
die Unabhängigkeit des einzelnen Anwaltes in § 2 zum Ausdruck komme; vgl. Kunze,
aaO, S. 81.

21 Kunze, aaO, S. 80f.

22 BT-Drucks. 1/3650.

23 Er wich insgesamt stark von dem von den Kammern zuvor erarbeiteten Entwurf ab, zu
den Gründen hierfür Busse, aaO, S. 209f.

24 BT-Drucks. 1/3650, S. 11.

25 BR-Drucks. 258/52.

26 Kunze, aaO, S. 84.

27 BT-Drucks. 2/1014.

28 Kunze, aaO, S. 85.

29 BT-Drucks. 3/120.
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gang in die Bundesrechtsanwaltsordnung finden sollte, wurde
im Rechtsausschuss freilich sehr kontrovers diskutiert.30 Eine
starke Minderheit der Ausschussmitglieder kritisierte, dass
die Formel inhaltslos beziehungsweise lediglich mit rechts-
theoretischer und rechtspolitischer Aussagekraft behaftet sei,
sodass die Vorschrift entfallen solle. Die Mehrheit sprach
sich allerdings für ihre Beibehaltung aus, da eine grundsätzli-
che Aussage über die Stellung des Rechtsanwalts innerhalb
der Rechtspflege unentbehrlich sei. Etwas überraschend
tauschte der Rechtsausschuss aber gleichsam auf der Ziel-
geraden noch den Bezugspunkt der Organstellung aus und
verknüpfte nunmehr die Organstellung mit dem einzelnen
Rechtsanwalt und nicht länger der Rechtsanwaltschaft. Be-
gründet wurde dies wie folgt31: �Der Ausschuss hat sowohl in
der Überschrift als auch im Wortlaut des § 1 die Worte �die
Rechtsanwaltschaft� durch �der Rechtsanwalt� ersetzt. Da-
durch soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass
in der Rechtspflege der einzelne Rechtsanwalt handelt, zwar
als Eigenverantwortlicher und nicht etwa als Glied eines Ge-
samtgefüges, wie es zum Beispiel beim Staatsanwalt inner-
halb der Staatsanwaltschaft der Fall ist.� Gesetz wurde damit
schließlich § 1 in der Fassung der Beschlüsse des Rechtsaus-
schusses.32 Bis zum heutigen Tage lautet § 1 BRAO:
�Der Rechtsanwalt ist ein unabhängiges Organ der Rechts-
pflege.�33

Bülow, der im BMJ in den 1950er Jahren zuständige Unter-
abteilungsleiter, erläuterte in einem von ihm zum Inkrafttre-
ten der BRAO veröffentlichten Kurzkommentar § 1 BRAO
wie folgt:34 �Die Kennzeichnung des Rechtsanwalts als eines
Organs der Rechtspflege bringt zum Ausdruck, dass er für
die Ausübung der Rechtspflege ebenso wie der Richter,
Staatsanwalt oder Notar unentbehrlich ist. Aus dieser Fest-
legung, die nicht etwa eine rein deklamatorische oder pro-
grammatische Bedeutung hat, ergeben sich wichtige Folge-
rungen, so das bundesgesetzlich gesicherte Recht zur Bera-
tung und Vertretung (§ 3), die Pflicht zur Übernahme der Ver-
tretung vor den Gerichten (§§ 48, 49) und die Stellung des
Rechtsanwalts gegenüber dem Richter und Staatsanawalt.
Aus dieser Funktion ergibt sich auch letztlich die innere
Rechtfertigung für die Schaffung besonderer Gerichte, die
sich mit den Fragen des anwaltlichen Berufsrechtes zu befas-
sen haben (§§ 92 ff.).�

IV. Die Kontroversen der 1960er und 1970er Jahre35

Die bundesdeutschen Gerichte reaktivierten in den 1950er
Jahren die Organformel � wie bereits Gerichte zuvor aus-
schließlich zur Rechtfertigung strafprozessualer Maßnahmen
gegen Rechtsanwälte als Strafverteidiger.36 Die dogmatischen
Grundlagen blieben im Dunkeln, die Argumentation legte
aber nahe, dass mit der Figur des vorkonstitutionellen Ge-
wohnheitsrechts gearbeitet wurde. Das Inkrafttreten der
BRAO 1959 machte diesen methodisch zweifelhaften37 Kunst-
griff entbehrlich, erlaubte es doch die Bezugnahme auf die
nun nachkonstitutionell in § 1 BRAO niedergelegte Organfor-
mel.

Bekanntheit erlangten die Auseinandersetzungen um den
seinerzeit prominenten DDR-Juristen Friedrich Karl Kaul, der
SED-Mitglied war und mit Hilfe einer �Alt�-Zulassung als
Rechtsanwalt am Kammergericht umfassend als Verteidiger
in Staatsschutzverfahren gegen Kommunisten und FDJ-Mit-
glieder vor westdeutschen Gerichten tätig war. Der BGH hatte
erstmals 195638 und sodann erneut 196139 versucht, sein Tätig-

werden in Staatsschutzverfahren zu unterbinden. Im ersten
Verfahren hatte er darauf abgestellt, dass ein Verteidiger nicht
nur Vertreter des Angeklagten sei, sondern ein mit besonde-
ren Befugnissen ausgestattetes Organ der Rechtspflege, das
sich der Wahrheitsermittlung nicht hindernd in den Weg stel-
len dürfe. Im zweiten Verfahren hatte der BGH argumentiert,
der Verteidiger �als Rechtspflegeorgan� habe sich �gemäß sei-
nem Amt� und �bei seinen Amtshandlungen� nicht nur vom
Staat, sondern von jeder Person oder Gruppe unabhängig zu
halten, deren Interessen denen des Beschuldigten im Straf-
verfahren zuwiderlaufen könnten.40 Der Sache nach ging es
dem BGH hier wohl eher um vermeintliche Gefährdungen
der Unabhängigkeit oder einen übergesetzlichen Interessen-
konflikt. Er stützte die Ausschließung Kauls etwas diffus auf
eine Art Gesamtschau der §§ 1, 3, 46 BRAO, 146 StPO.41 Das
von Kaul jeweils angerufene BVerfG verwarf den Ansatz des
BGH in beiden Fällen. In der ersten Verfassungsbeschwerde,
die ein Geschehen vor Inkrafttreten der BRAO betraf, setzte
es sich gar nicht erst mit der vom BGH (und dem BMJ) be-
mühten Organformel auseinander, sondern wies lediglich da-
rauf hin, dass es an einer hinreichenden gesetzlichen Rege-
lung zur Beschränkung der anwaltlichen Befugnis, Verteidi-
gungen vor allen Gerichten zu führen, mangele, jedenfalls
aber ein Verstoß gegen das Übermaßverbot vorliege.42 In sei-
ner zweiten Entscheidung wies das BVerfG den BGH mit
dem recht knappen Bemerken in die Schranken, dass der
Rechtsanwalt zwar nach § 1 BRAO unabhängiges Organ der
Rechtspflege sei, § 1 BRAO aber kein Eingriffstatbestand �
und schon gar nicht für ein Strafgericht � sei, wenn ein
Rechtsanwalt diesem �Leitbild� nicht entspreche.43

In den 1970er Jahren erreichte die Kontroverse um die
Pflichten von Strafverteidigern, die aus der Stellung des
Rechtsanwalts als Organ der Rechtspflege abgeleitet werden
können, im Rahmen der RAF-Prozesse ihren Höhepunkt.
Der BGH hatte im August 1972 die Ausschließung Otto Schi-
lys als Verteidiger der RAF-Terroristin Gudrun Ensslin wegen
eines vermeintlichen Kassiberschmuggels gestützt. Der BGH
betonte, dass den Anwaltsberuf ein �ethischer Gehalt� aus-
zeichne und die Tätigkeit als �Organ der Rechtspflege� Mit-
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37 Vgl. BVerfGE 15, 226, 232f.; NJW 1967, 2051, 2052.

38 BGHSt 9, 20.

39 BGH NJW 1961, 614

40 BGH NJW 1961, 614.

41 Möglicherweise die wechselhafte Genese des § 1 BRAO vor Augen, betonte der BGH,
dass § 1 BRAO nicht nur die Anwaltschaft als solche, sondern jeden einzelnen Anwalt
adressiere, BGH NJW 1961, 614.

42 BVerfGE 15, 226.

43 BVerfG NJW 1967, 2051, 2052. Zuvor hatte das BVerfG in der Entscheidung NJW 1963,
1771, die die Ausschließung des Verteidigers Erich Schmidt-Leichners in einem Verfahren
wegen NS-Straftaten betraf, in dem dieser in seiner früheren Funktion als Vormund-
schaftsrichter aussagen und deshalb als Verteidiger ausgeschlossen werden sollte, die
Organformel beiläufig erwähnt, ohne sich jedoch näher mit ihrer Tauglichkeit als Stütze
strafprozessualer Maßnahmen auseinanderzusetzen.



wirkung bei der Aufrechterhaltung der staatlichen Rechtsord-
nung sei, die durch die Einräumung bedeutsamer Verfah-
rensbefugnisse im Interesse der Wahrnehmung der Auf-
gaben als Rechtspflegeorgan zum Ausdruck komme.44 Auch
hier musste das BVerfG korrigierend einschreiten und die Be-
deutung der Organformel klären. Es verdeutlichte in einem
Beschluss vom 14.2.197345, dass der Anwalt einen freien Beruf
ausübe, der staatliche Kontrolle und Bevormundung prinzi-
piell ausschließe. Unter Hinweis auf seine Kaul-Entscheidung
stellte das BVerfG erneut klar, dass § 1 BRAO und die Einord-
nung des Rechtsanwalts als Organ der Rechtspflege keinen
Eingriffstatbestand für den Fall begründeten, dass ein Anwalt
dem Leitbild (der BRAO und StPO) nicht entspreche.46

Es kann nicht überraschen, dass die stark politisierte Aus-
einandersetzung rasch zu zahlreichen Stellungnahmen im
Schrifttum und zu zwei vielbeachteten Monografien von
Knapp und Schneider führte. Knapp kritisierte, dass die Organ-
stellung nicht nur ein �Heiligenschein ohne Leuchtkraft�
sei47, sondern auch den verfassungsrechtlichen Standort des
Verteidigers �gefährlich nahe an das institutionelle Gefüge
des Staates� verlagere.48 Dies führe zu einer �gefährlichen Ein-
schränkung der Berufsfreiheit des Anwalts und möglicher-
weise auch zu einer Ausdehnung der Strafbarkeit wegen Be-
günstigung�.49 Der Begriff des �Organs der Rechtspflege�
müsse aus § 1 BRAO gestrichen werden, um dem Rechts-
anwalt einen �weiten, von den Aufgaben des Staates strikt zu
trennenden Freiheitsraum zuzuerkennen�.50 Nach Schneider
schränke § 1 BRAO die Aussage des § 2 Abs. 1 BRAO ein,
gebe aber �dem Rechtsanwalt nicht einen qualitativ anderen
Status�51: Der Rechtsanwaltsberuf bleibe ein freier Beruf, un-
terliege �jedoch im Interesse einer rechtstaatlichen Rechts-
pflege Auflagen und Beschränkungen.�52

Wer angesichts der Entscheidungen des BVerfG in den
Verfahren Kaul und Schily von einer eindeutigen Positionie-
rung und endgültigen Klärung ausging, sah sich freilich ge-
täuscht: Einige Jahre nach der Schily-Entscheidung, als Mit-
glieder der RAF bereits eine Vielzahl von Kapitaldelikten be-
gangen hatten, hielt das BVerfG die Bedenken gegen die Un-
zumutbarkeit sitzungspolizeilicher Durchsuchungsmaßnah-
men gegen Verteidiger � �auch im Blick auf ihre Stellung als
Organe der Rechtspflege� � für �umso weniger begründet,
wenn sich die Prozessbeteiligten ihrer Pflichtenlage im Ver-
fahren voll bewusst sind und wenn sie ihre Bereitschaft er-
kennen lassen, im Rahmen dieser Verpflichtung� das ge-
meinsame Ziel aller Rechtspflegeorgane nicht aus den Augen
zu verlieren.�53 Auch in anderen Entscheidungen dieser Zeit,
etwa zur verfassungsrechtlichen Rechtfertigung der Verschär-
fung der Interessenkollisionsregel des § 146 StPO54, wird die
Organformel zur Rechtfertigung von Grundrechtseinschrän-
kungen bemüht oder davon gesprochen, dass der Rechtanwalt
ein Organ der Rechtspflege sei, dessen Beruf ihm eine auf
Wahrheit und Gerechtigkeit verpflichtete �amtsähnliche�
Stellung zuweise55.

Was bleibt als Zwischenfazit? Renate Jaeger als langjährige
Verfassungsrichterin hat zum Umgang der Rechtsprechung
mit der Organformel einmal trefflich resümiert, dass die Stel-
lung des Rechtsanwalts als �Organ der Rechtspflege� sich all-
mählich zu einem verselbstständigten Rechtfertigungsgrund
für Eingriffe in die Freiheit der Berufsausübung gewandelt
habe56 � und hierbei das BVerfG, das dieser Entwicklung
zwar wiederholt, letztlich aber nicht konsequent Einhalt gebo-
ten hat, durchaus nicht von dezenter Kritik ausgenommen.
Dies mag ihr, die sie von 1994 bis 2004 Mitglied des für die
Freien Berufe zuständigen Ersten Senats, des �Grundrechts-

senats�, war, zwar nicht leichtgefallen sein. Es erschien ihr
aber doch möglich, weil die Rechtsprechung �des BVerfG�
zur Bedeutung der Organformel lange Zeit vom anderen,
dem Zweiten Senat geprägt wurde. Dieser u.a. für das Straf-
prozessrecht zuständige Senat hat die Organstellung des
Rechtsanwalts immer wieder in strafprozessualen Einbettun-
gen beurteilt, in denen Art. 12 Abs. 1 GG nicht Zentrum, son-
dern Annex des Problems war.57 Der Zweite Senat rang um
die Funktionsfähigkeit der Rechtspflege, und seine Zustän-
digkeit u.a. auch für das öffentliche Dienstrecht mag erklären,
warum er hierbei etwas unglücklich auch auf die �amtsähn-
liche Stellung� des Rechtsanwalts als Organ der Rechtspflege
abhob.58

V. Die weitere Entwicklung

1. Rechtsprechung

Der Erste Senat des BVerfG hatte schließlich 1983 die Gele-
genheit, sich in einer Streitigkeit über die Zulassung eines
sich im Kommunistischen Bund Westdeutschlands betätigen-
den Zulassungsbewerbers zu § 1 BRAO zu positionieren.
Nach dem Ersten Senat bringt die, wie der Senat formuliert,
in der BRAO vorgesehene Anerkennung als Organ der
Rechtspflege mit sich, dass im freiheitlichen Rechtsstaat die
Rechtsanwälte als berufene Berater und Vertreter der Recht-
suchenden neben Richtern und Staatsanwälten eine eigen-
ständige wichtige Funktion im �Kampf um das Recht� aus-
üben und dass ihnen deshalb weitergehende Befugnisse und
damit korrespondierende Pflichten als ihren Mandanten zu-
kommen.59 Man kann diese Formulierung als eine gewisse
Neujustierung dahingehend begreifen, dass die Organstel-
lung des einzelnen Rechtsanwalts �lediglich� Reflex der Funk-
tion der Anwaltschaft im Rechtssystem ist � und möglicher-
weise der im Gesetzgebungsverfahren verworfene alternative
Wortlaut des § 1 BRAO, dass die Anwaltschaft als solche Or-
gan der Rechtspflege ist, passgenauer wäre. Bei einem sol-
chen Verständnis ist die frühere Judikatur des BVerfG auf-
greifende Feststellung des Ersten Senats, dass § 1 BRAO kei-
ne eigenständigen, d.h. nicht in anderen Normen angelegten
Einschränkungen der Berufsfreiheit erlaube, keine Über-
raschung mehr. In den Bastille-Entscheidungen des Senats,
die 1987 die Anwaltschaft von zahlreichen überkommenen
Fesseln des Standesrechts befreiten60, taucht die Organformel
nur an einer einzigen Stelle beiläufig auf � anschaulicher Be-
leg dafür, dass sie traditionell zur Abwehr unerwünschter Ver-
haltensweisen eines Rechtsanwalts in Position gebracht wur-
de, nicht hingegen, um die Freiheitssphäre des Rechtsanwalts
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zu erweitern. Ausnahmen von diesem Befund bestätigen
wohl eher die Regel.61 So etwa, wenn das BVerfG 2003 in der
Sozietätswechslerentscheidung etwas merkwürdig distanzie-
rend einleitend formuliert, dass der Gesetzgeber Rechts-
anwälte als Organe der Rechtspflege �bezeichne�, um sodann
darauf hinzuweisen, dass prinzipiell von einem berufsrechts-
konformen Verhalten eines Rechtsanwalts ausgegangen wer-
den müsse, das Berufsrecht bei der Normsetzung also nicht
vom pflichtvergessenen Rechtsanwalt als Regelfall ausgehen
dürfe62 � hier wirkte die Organstellung also einmal nicht frei-
heitsreduzierend, sondern freiheitserweiternd. Paradigma-
tisch für den etwas beliebigen Umgang mit der Organformel
steht eine Kammerentscheidung des Zweiten Senats des
BVerfG aus dem Jahr 2009 zur Frage der Zulässigkeit richter-
licher Eingriffe in den Inhalt vermeintlich überhöhter anwalt-
licher Vergütungsvereinbarungen. Die Kammer stellte einer-
seits fest, dass die Stellung des Rechtsanwalts als Organ der
Rechtspflege für sich allein weder Grundlage noch Maßstab
einer Reduzierung des Honoraranspruchs sein könne, weil
Mäßigung um der Mäßigung willen kein legitimes Gemein-
wohlziel sei. Aber, so heißt es dann sophistisch, die Stellung
des Rechtsanwalts als Organ der Rechtspflege habe doch mit-
telbar Bedeutung, weil überhöhte Vergütungsvereinbarungen
das Vertrauen der Bevölkerung in die Integrität der Anwalt-
schaft gefährde.63

In der instanzgerichtlichen Rechtsprechung wird die Or-
ganformel gleichsam als �Allzweckwaffe�64 eingesetzt. Die
Zahl der Judikate, in denen die Organformel weitgehend be-
liebige Verwendung findet, ist unüberschaubar. Ein Dutzend
weitgehend zufällig herausgegriffener Beispiele mag dies il-
lustrieren: Mal heißt es, dass es mit einer �seriösen anwalt-
lichen Tätigkeit� nicht zu vereinbaren sei, wenn der Rechts-
anwalt statt der ihm zugewiesenen Stellung als unabhängiges
Organ der Rechtspflege als Zedent von Mandantenforderun-
gen agiere.65 Dann wieder helfen Amtsrichter unter Hinweis
auf die Organstellung des Rechtsanwalts Rechtsanwälten, Zu-
griff auf Messdaten der Verkehrsüberwachung zu erhalten.66

Die Organformel wird bemüht, um die Werbefreiheit von An-
waltsroben67 zu begründen. Die Pflicht zur schnellstmögli-
chen Vernichtung von Ablichtungen aus Verwaltungsakten68

lässt sich ebenso auf die Organstellung stützen wie das Recht
auf Erstattung der Kosten von Kopien aus einer Ermittlungs-
akte.69 Dem Rechtsanwalt wird unter Hinweis auf seine �be-
sondere Stellung� als Organ der Rechtspflege aufgegeben,
sich �zurückhaltend, ehrenhaft und würdig� zu verhalten70,
ihm andererseits als ein solches Organ der Rechtspflege erlas-
sen, sich ohne besonderen Anlass durch Vorlage einer Voll-
macht legitimieren zu müssen.71 Die Organstellung erlaubt
es dem Rechtsanwalt nach der Rspr., bei einem aussichtlosen
Rechtsstreit den Anwaltsvertrag ohne den Vorwurf vertrags-
widrigen Verhaltens kündigen zu können72, sie zwingt ihn
aber,, sich nicht auf Fristberechnungen eines Stationsreferen-
dars zu verlassen73. Einem bei einem Terminverlegungs-
antrag vorgetragenen Erkrankung des Rechtsanwalts als Or-
gan der Rechtspflege ist zu glauben als bei einer Erkrankung
eines Rechtsanwalts als Partei74. Ein Verteidiger sollte als Or-
gan der Rechtspflege durch Insistieren auf Bestellung eines
weiteren Pflichtverteidigers tunlich nicht eine Unterbrechung
der Hauptverhandlung riskieren75, er darf aber als neu bestell-
ter Verteidiger aufgrund seiner Stellung als Organ der Rechts-
pflege bei zu geringer Vorbereitungszeit eine Aussetzung er-
zwingen.76

2. Schrifttum

Es kann vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung, die Sal-
ditt als �schwankend� und in �zweideutigen Chiffren� resul-
tierend bezeichnet77, nicht überraschen, dass sich prominente
Stimmen im Schrifttum kritisch zum Begriff �Organ der
Rechtspflege� äußern. Wenn Salditt weiter formuliert, dass
es eine tiefe Skepsis gegenüber der diffusen Formel vom Or-
gan der Rechtspflege gebe78, fasst er nicht nur seine eigenen
Bedenken zusammen, sondern die herrschende Sichtweise
im anwaltsrechtlichen Schrifttum. Sie kann an dieser Stelle
nur in Auszügen dokumentiert werden: Herzog hat sich be-
sonders deutlich positioniert, wenn er bestreitet, dass § 1
BRAO irgendeinen rechtlichen Inhalt habe, die Vorschrift
vielmehr einen ausschließlich standesideologischen Hinter-
grund aufweise.79 Redeker meint, der Begriff sei �dunkel� und
deshalb zu vermeiden.80 Salditt warnt, dass vieldeutige Begrif-
fe wie jener des Organs der Rechtspflege sich immer wieder
den Einflüssen des Zeitgeistes gegenüber öffnen. So könne
die Organformel Einfallstor für die Durchsetzung bürokrati-
scher Interessen an einem schnellen und einfachen Verfah-
ren ohne prozessualen Widerstand sein.81 Kritisch angemerkt
wird auch, dass der Begriff zu sehr rechtspflegeorientiert sei
und daher moderner grenzüberschreitender anwaltlicher Tä-
tigkeit nicht mehr gerecht werde82 oder dass es sich um ein
�Leerwort� handele, das nichts bedeute und deshalb auch
nichts begrenzen könne.83

Die Kommentarliteratur zu § 1 BRAO schwankt zwischen
Kritik an der Organformel bei Kleine-Cosack84 (�fragwürdige
Eingangsbestimmung�) bis hin zu, was bezeichnend genug
ist, sorgfältiger Auflistung von allerlei Eingriffen in die an-
waltliche Berufsausübung, die nicht auf § 1 BRAO gestützt
werden können.85 Wolf begreift die Organformel als Pro-
grammsatz, den er methodisch als allgemeines Rechtsprinzip
einordnet.86 Aus diesem ließen sich lediglich allgemeine
Rechtsgedanken, nicht aber deduktiv bestimmte Rechtssätze
ableiten. Hierfür bedürfe es vielmehr der Konkretisierung in
Unterprinzipien, die der Gesetzgeber etablieren müsse und
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die Rechtsprechung weiter schärfen könne.87 Hartung stellt
fest, dass der Begriff ein Spannungsverhältnis zu den Idealen
einer freien Advokatur im Gneist�schen Sinne begründe.88

Busse sieht, da die Norm kein gegen den einzelnen Berufsträ-
ger gerichteter Eingriffstatbestand sein dürfe, entgegen dem
Wortlaut und im Sinne von § 1 RAObritZ die Anwaltschaft
als Normadressat.89 Einen solchen Bezugspunkt hält auch
Koch für vorzugswürdig.90. Er diskutiert die Organformel un-
ter der kritischen Überschrift �Beliebige Verwendbarkeit des
Begriffs�91 und schlägt mit Blick auf Freiberuflichkeit und
Unabhängigkeit der Rechtsanwälte die interessante Differen-
zierung in unmittelbare und mittelbare Organe der Rechts-
pflege vor (einerseits Richter und Staatsanwälte, andererseits
Rechtsanwälte, (beratende) Notare und Steuerberater)92.

VI. Resümee

�Kaum ein Begriff der Bundesrechtsanwaltsordnung ist schil-
lernder und wird von jedermann für jede Zweckbestimmung
herangezogen� � trefflicher als Konrad Redeker93 kann man
die Bedeutung des Begriffs des Organs der Rechtspflege im
Anwaltsrecht wohl nicht zusammenfassen. Hans Dahs jun. hat
diesen Befund noch stärker pointiert, als er formulierte, dass
�dieser angebliche Ehrentitel der Anwaltschaft in der Recht-
sprechung nur dann bemüht wird, wenn es gilt, Verpflichtun-
gen des Anwalts zu normieren, für die eine andere Rechts-
grundlage nicht recht gefunden werden kann.�94 Es sei �keine
Entscheidung ersichtlich, in der aus der Organstellung Rech-
te� abgeleitet werden, die nicht anderweitig ausdrücklich nor-
miert sind�.95 Auch wenn diese Feststellung mittlerweile in die-
ser Absolutheit nicht mehr zutreffend ist, so hat sich bei einer
tour d�horizon der Genese der Organformel und der zu ihr er-
gangenen Rspr. doch gezeigt, dass der Begriff �Organ der
Rechtspflege� vor allem zwei Anwendungsbereiche hat:

§ 1 BRAO wird zum einen � vor allem in verfahrensrecht-
lichen Kontexten � pflichtenbegründend verwendet. Die
Norm erweist sich damit nicht nur als Danaergeschenk für
die Anwaltschaft, sondern auch als versteckter Verwandter
der Generalklausel des § 43 BRAO, die häufig dann bemüht
wird, wenn das gesetzlich bestimmte Pflichtenprogramm des
Berufsrechts keine geeignete Berufsausübungsregel hergibt.
Zwar gebietet das BVerfG hier wie dort immer einmal wieder
Pflichtenerfindungsexzessen von Instanzgerichten Einhalt.
Unbefriedigend, weil nur selten praktikabel ist angesichts der
Flut von instanzgerichtlichen Judikaten, die die Organformel
weitgehend beliebig verwenden, die Notwendigkeit eines sol-
chen in der Regel nur theoretisch möglichen Rekurses nach
Karlsruhe gleichwohl. Merkwürdigkeiten bleiben nicht aus:
So können Hochschullehrer im Strafverfahren als Verteidiger
(§ 138 St PO) beziehungsweise im Verwaltungsprozess (§ 67
VwGO) als Prozessbevollmächtigter tätig sein, bei denen jeder
Versuch versagen muss, ihnen besondere Pflichten mit Hilfe
von § 1 BRAO aufzuerlegen � ein Widerspruch, der offen-

sichtlich ist, aber kaum problematisiert wird und die Frage
aufwirft, ob über § 1 BRAO nicht letztlich eine verfassungs-
rechtlich problematische Pflege des anwaltlichen Berufsbilds
betrieben wird.

Zum anderen wird die Organformel häufig affirmativ ver-
wendet. In zahlreichen Entscheidungen findet sich zu Beginn
einer Argumentationskette die Formulierung �Der Rechts-
anwalt als Organ der Rechtspflege��, ohne dass deutlich
wird, welchen Beitrag die Organformel konkret zur Herlei-
tung des Ergebnisses leistet. Nicht selten dient die Organfor-
mel wohl dazu, die Argumentationslast desjenigen zu verkür-
zen, der sie verwendet, und mögliche Einwände abzuschnei-
den, die an die Tatsache geknüpft werden könnten, dass der
Rechtsanwalt auf eigenes Risiko wirtschaftender, primär die
Interessen eines Auftraggebers vertretender Unternehmer
ist. Auffällig ist, dass hierbei häufig das Adjektiv �unabhän-
gig�, das dem �Organ der Rechtspflege� im Gesetzestext vo-
rangestellt ist, beim Rekurs auf § 1 BRAO vollständig oder
nach einer einmaligen, feigenblattartigen Verwendung aus-
gelassen wird.

Was bleibt als Resümee? Die Organformel ist zweifellos
gut gemeint. Eine normativ verankerte Erinnerung daran,
dass Rechtsanwälte in einem Rechtsstaat eine tragende, eine
unverzichtbare Säule sind, aus der zugleich folgt, dass sie
stets mit anderen �Organen� auf Augenhöhe agieren, mag
man für pathetisch halten; sie schadet aber im Grundsatz
nicht (und würde vielleicht auch das Grundgesetz schmü-
cken). �Im Grundsatz�, weil sie nicht freiheitsbeschränkend
zur Herleitung von Pflichten zweckentfremdet werden darf,
wie dies immer wieder geschehen ist. Durchaus als Rück-
schlag bezeichnen muss man deshalb, dass der Gesetzgeber
im Zuge der Reform des Berufsrechts 1994 nicht nur auf
eine begriffliche Entwirrung der Organformel verzichtet, son-
dern sie überflüssigerweise auch noch nach § 7 Nr. 8 BRAO
exportiert hat, wo sie geeignet ist, ebenso viel Verwirrung,
wenn nicht gar Unheil zu stiften wie bereits in § 1 BRAO.96

Die Organformel ist nach alledem also gut gemeint, aber
schlecht gemacht. Die Formulierung �der Rechtsanwalt als
Organ der Rechtspflege� lädt zur Zweckentfremdung stärker
ein als der Begriff der �Rechtsanwaltschaft als Organ der
Rechtspflege� oder die vom EuGH verwendete Formulierung
des Rechtsanwalts als �Mitgestalter der Rechtspflege�97 . Frei-
lich gilt, dass die beklagten Probleme letztlich keine solchen
der Normsetzung, sondern der Normanwendung sind. Wenn
alle, die den Begriff freigiebig verwenden, dies mit intensi-
verer verfassungsrechtlicher Rückbindung täten, wäre bereits
viel gewonnen. Eine hilfreiche selbstdisziplinierende Übung
wäre für Normanwender sicherlich, den Begriff �Organ der
Rechtspflege� im Alltagsgeschäft aus dem Wortschatz zu
streichen � all das, was man mit Blick auf die anwaltliche Be-
rufsausübung meint begründen zu können, muss sich im
Lichte des Verfassungsrechts auch ohne die Organformel be-
gründen lassen.
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